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Drohnen in den Griff bekommen 
Drohnen Die Regierung 
hält zwar ein kantonales 
Drohnenkonzept für über- 
flüssig, sieht aber Hand- 
lungsbedarf bei Gefäng- 
nissen und AKWs. 

VON JÖRG MEIER 

Für einmal kann die Regierung die Be-
völkerung beruhigen. Eine Bedrohung 
durch Drohnenangriffe wurde bisher im 
Aargau nicht festgestellt. Dennoch will 
man aufmerksam sein und gefährdete Ge-
bäude mit geeigneten Massnahmen schüt-
zen. Aber eigentliche Flugverbotszonen 
einrichten oder gesetzliche Regelungen 
erlassen, möchte der Regierungsrat nicht. 
Dies geht aus einer Antwort auf eine In-
terpellation der     BDP-Fraktion hervor. 
Keinerlei Drohnengefahr drohe den Ge-
bäuden der zentralen Verwaltung; da 
wird die Angriffswahrscheinlichke durch 

 

 

 

 

 

 

 

 

Mit möglicher Drohnengefahr beschäf- 

tigt sich nun auch die Regierung. HO 

eine Drohne als äusserst gering einge-
schätzt, sagt die Regierung. Anders sieht 
es bei den Gefängnissen und den beiden 
Kernkraftwerken Beznau und Leibstadt 
aus. Da bestehe durchaus ein höheres Ri-
siko. Erste Massnahmen sind eingeleitet; 
so sind die Kernkraft-werkbetreiber mit 
dem eidgenössischen Nuklearsicherheits-
inspektorat (Ensi) bezüglich Drohnenab-
wehr bereits in Kontakt. Ergebnisse ste-
hen allerdings noch aus. Noch nicht ge-
klärt 

st, ob es sich beim Tanklager in 
Mellingen und der Ver- 
teilzentrale der Swiss- 
g r id  in  Laufe nbur g  
ebenfalls um Objekte 

mit erhöhtem Risiko handelt. 

 Spazierhofvergitterungen In 
 sämtlichen aargauischen Ge-
fängnissen werden die vorhandenen Spa-
zierhöfe zusätzlich zur bestehenden Ver-
gitterung mit einem engmaschigen Gitter 
versehen. Dadurch will man Drohnenan-
griffe und damit das Abwerfen verbotener 
Gegenstände verhindern. Für die Justiz-
vollzugsanstalt Lenzburg ist zudem die 
Prüfung eines Drohnenabwehrsystems 
geplant.     Der Kanton könnte zwar in ei-
gener Kompetenz Vorschriften erlassen 
und Flugverbotszonen für Drohnen ein-
führen. Doch die Regierung zweifelt, ob 
mit solchen Regelungen kriminelle Ma-
chenschaften zu verhindern wären. Des-
halb verzichtet sie und setzt auf die Sen-
sibilisierung der Eigentümer. 

 


